
ORIENTIERUNG 
Katholische Blätter für weltanschauliche Information 

Erscheint zweimal monatlich 

Nr. 23/24 14. Jahrgang der «Apologetischen Blätter» Zürich, den 20. Dezember 1950 

I N H A L T : . Neue Schulpolitik in Belgien?: Vor der Jahrhundertfeier — Das Schreiben eines sozialistischen Staatsrates und 
die Rede von Minister Harmel — Der aufsehenerregende Artikel P. H. Spaaks — Das Echo auf den Artikel — Entpolitisierung 
der Schulfrage? — Konkrete Pläne. 
Der Mensch in der Theologie von K. Barth (Schluss): Würdigung — Das Menschenbild in der Situation von gestern und heute — 
Die christologische Grundlegung — Seele und Leib — Imago Dei. 
Rainer Maria Rilke: Entsicherte Welt — Sein Dichtertum — George als Gegenbeispiel — Der Weg nach Innen — Auflösung 
des Stufenbaus der Welt — Ablehnung der christlichen Lösung — Innerweltliche Mystik. 
Ex urbe et orbe: Eine Denkschrift der Christiich-Demokraten aus Mitteleuropa an die UNO über die Verletzung der UNO-
Charta durch die Sowjetunion. 
Notizen : Modernes sowjetisches Fremdwörterbuch — «Im Rahmen des Ueblichen» ? 
Buchbesprechungen: Steinbüchel — Stockums. 

Neue Schulpolitik in í&elgien 
Vor tier Jahrhundertfeier 

Das offizielle staatliche Mittelschulwesen in Belgien hat 
dieses Jahr sein hundertjähriges Bestehen gefeiert. Die Fest­
schrift, die in Zahlen und Daten die Entwicklung darstellt, 
verschweigt zwar verschämt (so heisst es- im Vorwort) die 
leidenschaftlichen Kämpfe, die dieses bewegte Jahrhundert 
Schulgeschichte durchzogen. Aber jedermann weiss zur Ge­
nüge, dass mit der Gründung dieser Staatsschule ein Konflikt 
zwischen Kirche und Staat begann, der bis heute nicht end­
gültig beigelegt ist. Zwar ging der Kampf in Belgien nie um 
ein eigendiches Schulmonopol des Staates, da die Schulfreiheit 
.verfassungsmässig garantiert war und demnach auch nicht-
staadiche Schulen öffentlichkeitsrecht hatten. Ursache des 
Konflikts war zunächst die grundsätzliche Ablehnung der neu­
tralen Schule als solcher durch die Kirche. Unter dem Einfluss 
der Liberalen und später auch der Sozialisten bekam überdies 
die Staatsschule ein' laizistisch-antiklerikales Gepräge. Der 
Religionsunterricht ist zwar durch neuere Gesetze sicherge­
stellt und der Geist dieser Schulen hängt heute stark von den 
lokalen Verhältnissen ab. — Neben oder vielmehr im Gegen­
satz zu dieser neutralen Schule hat die Kirche ihr eigenes 
Schulwesen, die sogenannten freien Schulen aufgebaut. Im 
Schuljahr 1949/1950 zählten die 463 freien -Mittelschulen 
66 633 Schüler, die 274 Staatsschulen 50 474 Schüler. 

Wenn nun in Belgien kein Schulfriede zustande kommt, 
so liegt das nicht nur am Gegensatz der diesen zwei Institu­
tionen zugrunde liegenden Prinzipien und an der Art wie diese 
von beiden Seiten unterstrichen werden, sondern auch an. 
ganz konkreten Tatsachen. Auf der einen Seite sind die freien 
Mittelschulen in der Nachkriegszeit in eine finanzielle Notlage 
geraten, aus der sie sich trotz grosser Opfer der Katholiken 
nicht mehr selber helfen können. Sie verlangen daher Unter­
stützung vom Staat, wie sie bereits seit langem an die freien 
Volksschulen geleistet wird. Der Staat bezahlt die Gehälter, 
an die Laien voll, an Ordensleute die Hälfte. Dazu kommen 
noch Zuschüsse von der Gemeinde. Eine ähnliche Regelung 
besteht auch für die freien Hochschulen.-Die Subvention der 

freien Mittelschulen wollen aber die Sozialisten und die Libe­
ralen nicht zugestehen. — Auf der andern Seite hat das von 
den Sozialisten besetzte Unterrichtsministerium in der Nach­
kriegszeit durch Erweiterungen und Neugründungen die Zahl 
der verschiedenen Mittelschulabteilungen von 865 auf 1423 
gesteigert, was das Budget von 323 ' Millionen im Jahre 1945 
auf 1167 Millionen für 1951 hinaufschnellen liess. Diese Aus­
breitung der beinahe kostenlosen staatlichen Mittelschule war 
natürlich sehr begünstigt durch die finanzielle Notlage vieler 
Eltern, die ihre Kinder nicht mehr in die teure freie Schule 
schicken konnten. Eine Subvention derselben hätte einen 
Rückstrom nach den freien Schulen zur Folge, was voraus­
sichtlich sogar zu einem Schülermangel des künstlich aufge­
blasenen staatlichen Schulnetzes führen müsste. Das wollen 
die Sozialisten und Liberalen nicht zulassen. Nun haben aber 
die Christlichsozialen in den letzten Wahlen eine knappe ab­
solute Mehrheit gewonnen und die ganze Regierung, also 
auch das Unterrichtsministerium an sich genommen. So wollte 
es die Ironie des Schicksals, dass die Jahrhundertfeier der im 
Zeichen des. Antiklerikalismus stehenden Mittelschule von 
einem katholischen Unterrichtsminister präsidiert wurde. Eine 
grundsätzliche Stellungnahme zum heiklen Schulproblem war 
bei dieser Gelegenheit kaum zu umgehen. Noch vor der pro­
grammatischen Rede von Minister Harmel bekamen jedoch 
die Teilnehmer des Festbanketts von anderer Seite eine 
Äusserung zur Frage zu hören. 

Das Schreiben eines sozialistischen Staatsrats 

Die Ueberraschung bestand in einem Schreiben des 
durch Krankheit verhinderten sozialistischen Staatsrates Sou­
dan, das an den Minister persönlich gerichtet war und sowohl 
durch Ton und Inhalt überraschen musste. Die Existenz der 
zwei Schulwesen, des neutralen und des konfessionellen, 
wurde darin nicht nur als Tatsache hingenommen, sondern 
auch in ihrer Berechtigung anerkannt. «Reden wir offen, das 
ist die beste Art, um klar zu sehen. . . Es darf nichts geschehen, 
um die katholischen Eltern daran zu hindern ihren Kindern 
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den Unterricht zu vermitteln, den sie wünschen. Das Gegen­
teil tun, hiesse ihr G e w i s s e n v e r g e w a l t i g e n . Aber eine 
Vergewaltigung des Gewissens wäre es auch, den Eltern, die 
Vertrauen haben in die Staatsschule, diese gewünschte Schule 
nicht zur Verfügung zu stellen». Soudan sprach dann dem 
Minister sein aufrichtiges Vertrauen aus («Sie sind ein Mann, 
für den Toleranz kein leeres Wort ist») und gab der bestimm­
ten Hoffnung Ausdruck, dass er durch die Lösung der heiklen 
Schulfrage sich die Dankbarkeit des Landes verdienen werde. 
— In seiner Rede ging Minister Harmel ebenfalls vom Ge­
danken einer echten Toleranz aus. Er wolle die Staatsschule 
so fördern, dass sie ihren Aufgaben voll und ganz genügen 
könne, wie es die Eltern erwarten, die ihr ihre Kinder anver­
trauen wollen. Im Interesse dieser Aufgabe dürfe jedoch die 
Schule nicht zum Instrument einer Politik gemacht und das 
Lehrpersonal nicht durch Parteieinflüsse bestimmt werden. Zur 
Toleranz gehöre aber auch, dass jenen Eltern, die ihre Kinder 
der freien Schule übergeben wollen, wirksam geholfen werde. 
Diese Eltern litten sehr unter der Unmöglichkeit, ein Schul­
wesen weiter zu unterhalten, dessen Last sie allein zu tragen 
hätten. Ebenso gelte es der Lehrerschaft dieser Schulen zu 
helfen, deren materielle Lage, besonders wo es sich um Fa­
milienväter handle, erbärmlich sei. Als Minister sei er ent­
schlossen ohne Überstürzung, aber tatkräftig alles zu tun, um 
in dieser-Hinsicht einen Ausgleich zu schaffen. «Ich bin über­
zeugt, dass der Augenblick gekommen ist, den letzten grossen 
Streit, der die Belgier entzweit, zu beendigen. . . Die gegen­
seitige Verständigung wird von beiden Teilen eine Anstren­
gung verlangen.. aber der gute Wille, an den ich heute appel­
liere, wird über die Schwierigkeiten tr iumphieren. . .» Der 
Ton der ganzen Feier entsprach so jenem Jubelalter, wo man 
— nach Harmel — «die Heiterkeit und die Weisheit erlangt». 

Wie weit ist nun dieser Ton von der Öffentlichkeit auf­
genommen worden, so dass man wirklich von einer neuen 
Aera in der Schulgeschichte reden könnte? Die ersten guten 
Gelegenheiten sind leider bereits verpasst worden. Die so­
zialistische Presse hatte kein Echo für den Brief ihres Partei­
genossen Soudan. Auch die Debatte im Parlament über das 
Unterrichtsbudget (worin 300 Millionen für die freien Mittel­
schulen vorgesehen sind) zeigte keinen neuen Geist bei der 
Linken. Die alten antiklerikalen Kämpfer, traten wieder in die 
Arena. Als man von katholischer Seite an Soudans Stellung­
nahme erinnerte, wurde sie von links bagatellisiert mit: «Eine 
Schwalbe macht noch keinen Frühling». Das Echo in der 
Presse war entsprechend. Die liberale Presse zeigte sich eher 
noch unduldsamer und wartete mit den alten Schlagern gegen 
die konfessionelle Schule auf, die das Volk spalte usw. 

Der aufsehenerregende Artikel P. H. Spaaks 

Doch eines Tages störte P a u l H e n r i S p a a k , der be­
kannte sozialistische Politiker diese alte Schallplattenmusik 
durch einen Artikel. Er erschien im selben «Le Peuple», der 
mit Wohlbehagen die antiklerikalen Ausfälle der Parlaments­
debatte ausbreitete (25. Okt.). «Voici mon avis» hiess die 
Überschrift. Noch 'deutlicher als Soudan setzte sich Spaak 
darin ein für eine Verständigung auf Grund der Achtung der 
Gewissensbelange der Person. Er stand nicht an, das alte 
Schlagwort «Religion ist Privatsache» als unbrauchbar für 
eine Auseinandersetzung in der Schulfrage fallen zu lassen. 
Es beruhe auf der einseitigen Voraussetzung des Freidenkers, 
der von vorneherein für religiöse Belange nicht viel übrig 
habe, während diese gerade für einen Katholiken entscheidende 
Gewissensangelegenheit seien. Spaak verlangt sogar eine auf­
richtige innere Achtung vor der christlichen Glaubensüber­
zeugung: «Wir sollten aus unseren Kreisen jenen etwas 
lächerlichen Überlegenheitskomplex des Freidenkers ganz ver­
bannen». Auf Grund gegenseitigen Verständnisses sollte sich 
nach Spaak die Schulfrage leicht lösen lassen. Er fasst seine 
Ansicht in 4 Punkte zusammen: 

1. Die Existenz der zwei Schulwesen, der Staatsschule und der freien 
Schule, ist eine Ta t sache , die man bedauern, aber nicht ändern kann. 
Warum also die Zeit verlieren in einem nutzlosen Kampf? 

2. Es muss die t a t säch l i che Fre ihe i t der Eltern in der Wahl der 
Schule ges icher t werden. Die zu diesem Zweck nötigen Schulen sollen 
darum subventioniert werden. 

3. Allen Schulen, die nicht einem erwiesenen Bedürfnis entsprechen, 
soll jede Staatshilfe entzogen werden. Also R a t i o n a l i s i e r u n g , nicht 
planlose Subvention. 

4. Die wahre Förderung der Staatsschule besteht nicht darin, die Sub­
ventionierung der freien Schulen zu bekämpfen, sondern die Staa ts ­
schule ständig zu ve rbes se rn . 

Spaak wendet sich dann an jene alten Streiter, «die mit 
grossartigem Eifer am Schulkampf teilgenommen haben » und 
verlangt von ihnen zu begreifen, dass ihre Position «schlecht, 
von Grund auf schlecht» sei (mauvaise, fondamentalement 
mauvaise). Das habe sich in den letzten dreissig Jahren ge­
zeigt bei einer Reihe von Konzessionen, die einfach unum­
gänglich waren. «Warum also das Problem nicht auf einer 
endgültigen Basis regeln?» Spaak schliesst seine Ausführun­
gen mit dem Wunsch, dass auf dem kommenden Parteikon-
gress diesen Gedanken Rechnung getragen würde. 

Das Echo auf den Artikel 

Der Artikel war eine Sensation. Da man nach Soudans 
Brief nicht mehr gut von einer Schwalbe reden konnte, sprach 
man jetzt von zwei weissen Raben. Spaaks Artikel änderte 
denn auch nichts an der Haltung seiner Partei im Parlament. 
Die Fraktion verliess mit den Liberalen den Saal bei der Ab­
stimmung über das Budget. Ebensowenig änderte der von 
Larock dirigierte «Le Peuple» seinen Grundton. Spaak selbst 
hat in einer späteren Erklärung die unmittelbar praktische 
Bedeutung seines Artikels abgeschwächt, indem er betont, er 
habe nicht die sozialistische Opposition gegen die Schulpolitik 
Harmels schwächen wollen. Trotzdem bekennt sich Spaak 
auch in diesem Artikel (22. Nov.) zu seinen grundsätzlichen 
Überlegungen. 

Auf katholischer Seite musste man die überraschende 
Stellungnahme Spaaks zwar als mutiges Wort anerkennen, 
doch kam es leider selten zu einer wirklich sachlichen Würdi­
gung und Auseinandersetzung. Die meisten Kommentare er­
gingen sich allzu schnell in Vermutungen und Warnungen 
gegenüber den persönlichen und parteipolitischen Hinterge­
danken des Verfassers. Man spürte bei dieser Gelegenheit, wie 
sehr die innenpolitische Lage noch vom Ressentiment belastet-
ist, das die Königsfrage hinterlassen hat. — Unterdessen haben' 
die Sozialisten ihren Parteikongress abgehalten. Was die Schul­
frage anbetrifft, so war das Ergebnis bloss eine Resolution, 
die die Schulpolitik Minister Harmels in Bausch und Bogen 
verwarf. «Il veut faire la paix scolaire contre nous», hatte der 
frühere Unterrichtsminister Huysmans gesagt. Die Stunde, 
die man am Ende des Kongresses für die Schulfrage vorge­
sehen hatte, machte, wie Spaak feststellte, eine ernste Diskus­
sion gar nicht möglich. Er erreichte indes, dass im Januar 
1951 eine Sondertagung zum Studium dieses Problems ein­
berufen werden sollte. 

Entpolitisierung der Schulfrage? 

So wenig nach dem Gesagten von einem Gespräch zwi­
schen den Parteien zu erwarten ist, das sich nicht über eine 
unfruchtbare Polemik zu erheben vermag, so darf man doch 
nicht allzu pessimistisch sein hinsichtlich einer wirklichen 
Lösung der Frage. Voraussetzung ist, dass Minister Harmel 
genug Zeit hat, um seine Schulpolitik durchzuführen. Er hat 
schon bei verschiedenen Gelegenheiten gezeigt, dass er nicht 
eine Politik der Revanche sondern der Gerechtigkeit für alle 
zu führen gewillt ist. Sogar Huysmans gab zu, dass «dieser 
junge Minister» es eigentlich gut meine. 

Um. die ganze Angelegenheit dem blossen Parteistreit zu 



entziehen, hat sich Harmel vor kurzem in einer Radioansprache 
direkt an alle Eltern gewandt. Statt in unfruchtbaren, theore­
tischen Debatten immer wieder die Rechte der Kirche und die 
Rechte des Staates, oder diese und jene Auffassung der Schule 
gegeneinander zu stellen, sollten vielmehr die Eltern in dieser 
Frage zum Wort kommen. Deren Wünsche und Bedürfnisse 
gelte es zu erfüllen. Von diesem Standpunkt aus ergäbe sich 
von selbst, dass die Eltern eben eine Schule wünschen, die 
in der Linie ihrer Weltanschauung Hegel Das Ziel einer ge­
deihlichen Schulpolitik könne dann nur sein, die effektive 
Gleichheit aller Eltern hinsichtlich der Wahl der Schule (die 
natürlich ihrer Aufgabe gewachsen sein soll) herzustellen. 

Das Bestreben Harmels geht also darauf aus, die ganze 
Schulfrage zu entpolitisieren. Die Schulfrage soll in erster 
Linie als eine Gewissensfrage der Eltern gesehen und aner­
kannt werden, die weder der Staat noch eine Partei für sie 
entscheiden kann. Wie die Ausführungen Spaaks zeigten, 
könnte man von hier aus wirklich mit der andern Seite ins 
Gespräch kommen. Spaak steht mit seinen Ansichten sogar 
innerhalb der Tradition des belgischen Sozialismus gar nicht 
so allein, wie man glauben möchte. Es gab darin immer Ver­
treter jener Richtung — dazu gehörte z. B. Vanderwelde — 
die aus innerer Überzeugung jedes direkte und indirekte 
Staatsmonopol in der Schulfrage ablehnte und für einen 
echten,,weltanschaulichen Pluralismus im Schulwesen eintrat, 
ja'sogar dessen relative Autonomie als Körperschaft gegenüber 
dem Staat wünschenswert fand. In die offizielle Parteidok­
trin haben aber solche Ideen bisher keinen Eingang gefunden. 
Ebensowenig vermochten die auf ähnlicher Linie sich be­
wegenden neoliberalen Theorien der Brüsseler Professoren, 
Jean Lameere und Sylvain de Coster, einen Einfluss auf die 
liberale Stellungnahme zur Frage auszuüben. Der durchsich­
tige Grund dafür ist die Angst vor einer weiteren Entfaltung 
der katholischen Schulen, in denen diese Parteien nur Pflanz­
stätten ihrer politischen Gegner zu sehen vermögen. Die neue 
Schulpolitik wird darum zu ihrer Verwirklichung der grössten 
Klugheit und des feinsten Taktes von Seiten der Verantworte 
liehen bedürfen, um letzten Endes durch die Tatsachen zu be­
weisen, dass sie nicht wiederum nur Parteiinteressen auf dem 
Umweg über die Schule verfolgt.. 

Konkrete Pläne 

Harmel hat auch bereits seinen Plan für die konkrete 
Durchführung der neuen Schulpolitik bekanntgegeben, ins­

besonde re hinsichtlich der Subventionierung der freien Mit-
s telschulen. Es soll an diese pro Schüler die Summe von 4500 Fr. 

bezahlt werden. Im Vergleich zu den 17 500 Fr., die jeder 
Staatsschüler den Staat kostet, ist damit noch kein Ausgleich 
geschaffen. — Um diese Subsidien zu bekommen, muss die 
Schule eine Mindestzahl von Schülern aufweisen, wie sie nach 
dem Gesetz für die Staatsschule vorgesehen ist. Ferner müssen 
die Professoren ab 1. Sept. 1951 Diplome haben. Von Geist­
lichen wird für moderne Sprachen und naturwissenschaftlich-
mathematische Fächer wenigstens ein Kandidaturdiplom ver­
langt. Eine Übergangsregelung ist vorgesehen. Der Staat 

bekommt ein Inspektionsrecht in bezug auf die Einhaltung 
des sogenannten Sprachengesetzes, welches entscheidet, ob an 
einem bestimmten Ort der Unterricht auf Flämisch oder auf 
Französisch zu geben sei. Die freien Schulen haben bei Emp­
fang der Subvention sich zu verpflichten: 1. Zur Lohnerhö­
hung der diplomierten Lehrer um 25°/0 , mindestens bis zu 
% der entsprechenden Staatsgehälter. 2. Zur Herabsetzung 
des Schulgeldes (nach ähnlichen Masstäben wie die Staats­
schule) bei finanziell weniger gut gestellten Eltern. 

Noch vor wenigen Jahren wären diese Bedingungen von 
den freien Schulen eben im Namen der Freiheit nicht ange­
nommen worden. Sie dürften sich aber aufs Ganze gesehen 
nur günstig auswirken. Ähnliche Regelungen sind vorgesehen 
für die bereits teilweise subventionierten freien technischen, 
Fortbildungs- und Berufsschulen. Die Aufstellung bestimmter 
Bedingungen erweist sich hier besonders notwendig ange­
sichts der bunten Flora der Institute und Schulen für Mädchen. 
Nachdem man von christlichsozialer Seite der Staatsschule 
anhand klarer Zahlen grosse Verschwendung vorgeworfen 
hat (in den staatlichen Mittelschulen, die keine Internate haben, 
trifft es auf 9 Schüler eine bezahlte Lehrkraft), kommt nun von 
der andern Seite die Anklage auf unkontrollierbare Verschleu­
derung von Staatsgeldern an die konfessionellen Schulen. Die 
finanzielle Seite des ganzen Problems ist zweifellos auch für 
die Regierung nicht einfach zu lösen. «Neue Subventionen — 
neue Steuern! » rufen die Gegner, die sich anderseits empören 
über jede Beschränkung der geplanten Staatsschulerweiterun­
gen aus Sparsamkeitsgründen. So sind einer grosszügigen 
Schulpolitik auch hier Grenzen gesetzt. Spaak hat wohl recht, 
wenn er das Schulproblem nicht bloss als Frage der Subven­
tionierung, sondern ebensosehr als eine Frage der Rationali­
sierung betrachtet. Es fragt sich nur, wo diese anzusetzen hat. 

Wenn der neue Unterrichtsminister trotz all der angedeu­
teten Schwierigkeiten an die ' Möglichkeit einer wirklichen 
und dauerhaften Lösung der Schulfrage glaubt, so scheint ihm 
vor allem das ermutigende Beispiel des benachbarten Holland 
vor Augen zu stehen. Dort ist die völlige Gleichstellung aller 
Schulen hinsichtlich Öffentlichkeitsrecht und Finanzierung 
gelungen. Auch Liberale und Sozialisten scheinen heute diese 
glückliche Lösung keineswegs zu bedauern. Ja, der ehemalige 
liberale Unterrichtsminister Dr. Bolkestein drückte letztes 
Jahr in einem Artikel sogar seine Verwunderung darüber aus, 
dass die Lösung in einem jahrelangen Streit von den konfes­
sionellen Parteien erkämpft werden musste, während sie doch 
in erster Linie in der Konsequenz der liberalen Staatsauffas­
sung gelegen hätte! — Und eine sozialistische Zeitschrift 
schrieb im gleichen Zusammenhang nach ausdrücklicher Ver­
teidigung der Elternrechte: «Keine starren Doktrinen, sondern 
allein gegenseitiges Verstehen und Achtung vor des andern 
Überzeugung können die Grundlage bilden für eine politische 
Zusammenarbeit, die die Demokratie unangetastet lässt» 
(De stern van Nederland, Juni 1948). Darf man hoffen, dass 
eine feste, klare und gerechte Durchführung der geplanten 
belgischen Schulpolitik den jetzigen Gegnern in ein paar 
Jahren ähnliche Geständnisse abnötigt? x. h. 

Aus technischen Gründen lassen ivir die beiden Dezembernummern als Doppelnummer erscheinen. Wir danken 
unseren Abonnenten für Ihre Treue im vergangenen Jahr und bitten Sie, uns auch im kommenden Jahr Ihr Wohl­
wollen zu schenken. 

(Dir roünfdien unfern feiern Gottes Gnade uno Segen 
ium Chciftfeft uno jum neuen 

Die Redaktion und Administration der «Orientierung». 
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Der (Mensch in der Theologie von K* Harth 
lu . Würdigung *) 

K. Barth gibt den Kritikern seiner theologischen Anthropo­
logie zu bedenken, dass er nach seiner Entscheidung für den 
neuen, christologischen Weg «allzu Vieles gewissermassen als 
Pionier zum ersten Mal so anfassen musste». Dass in der «Aus­
führung und im Einzelnen vieles anders und dann besser zu 
machen» wäre, gesteht der Verfasser offen ein und ermuntert 
andere, ihrerseits die Fäden aufzunehmen und weiter zu spin­
nen — «so sie es können» — (III, 2, VIII). Dass die geleistete 
Arbeit auf Schritt und Tritt den kühnen Entdecker, den schar­
fen Systematiker, den tiefdringenden Theologen und den mit 
dem Salz der Rede begabten Kerygmatiker verrät, ist- unbe­
stritten. Dieser Ruhm soll nicht geschmälert werden, wenn die 
folgende Kritik — die des engen Raumes wegen nur einige 
wesentliche Punkte herausgreifen kann — mehr das Negative 
als das Positive vermerkt. 

Eine kritische Würdigung möchte wohl zuerst die Frage 
stellen : Ist das Menschenbild des Basler Theologen wirklich so 
neu, wie es auf den ersten Blick erscheinen möchte, oder er­
weckt vielleicht nur der frisch gebahnte Weg den Eindruck 
des Ueberraschenden und Neuartigen ? 

/. Das Menschenbild K. Barths in der geistigen Situation von gestern 
und heute 

Im Vergleich zu seinen früheren Veröffentlichungen nennt 
K. Barth wenig Namen, die Hinweis auf Quellen und Vermitt­
ler seiner Gedanken sein könnten. Nicht nur die Namen, die 
früher in der «Ahnengalerie» des Autors standen und bei 
denen er sich «in entscheidenden Punkten theologisch zu 
Hause fühlte», tauchen nicht mehr auf, sondern auch die 
grossen «Kirchenväter» Calvin und Luther verschwinden so­
zusagen vollständig. Stellt man die Ergebnisse Barths in die 
geistige Situation von gestern und heute hinein, so kann man 
aber doch konstatieren, dass die verschiedensten Querver­
bindungen hin- und hergehen. Manchmal möchte man sagen, 
dasselbe Bild, dem man schon anderwärts begegnet ist, werde 
nur in neuer Beleuchtung gezeigt. Ja, verschiedene Male ge­
winnt man den Eindruck, dass zu einem von anderswoher 
vorliegenden Resultat «nachträglich» der biblische Zugang 
mühsam gesucht wurde. 

Das Menschenbild Barths ist nicht zu denken ohne den 
E x i s t e n t i a l i s m u s der neueren Zeit, wenn auch — das muss 
Barth zugute gehalten werden — Methode und Beweisver­
fahren für die Theologie als unzulänglich, unmassgebend und 
irreführend abgelehnt werden. Wenn Barth mit einer Eindring­
lichkeit ohnegleichen allem «merkwürdig leeren» Idealismus 
und aller abstrakten Metaphysik gegenüber immer auf den 
konkreten, lebendigen Menschen zugehen will, wenn er immer 
das Concretissimum Gottes und des Menschen betont, wenn 
er das Sein des wirklichen Menschen in der je sich vollziehen­
den Verantwortung vor Gott konstituiert sieht, wenn er das 
menschliche Sein als wesentlich geschichtliches Sein begreift 
(geschichtlich nun nicht im Sinne Hegels als des ewig Ge­
schichtlichen, der geschichtlichen Entwicklung, sondern im 
Sinne der «Situation», die aus keiner Entwicklung ableitbar, 
die vielmehr stets neu aus dem Geheimnis der freien, gnädigen 
Wahl und Berufung Gottes hervorgeht und die je neue Ent­
scheidung und Antwort des Menschen fordert), so sind das 
alles Elemente, die seit Kierkegaard, dem Vater des heutigen 
existent!alistischen Denkens und dem mächtigen Inspirator des 
«Dialektikers» Barth, jede moderne Lehre über den Menschen 
stark beeinflussen. 

Ebenso war es uns schön ein vertrauter Gedanke, was Barth 
auf so faszinierende Art über die Humanität des Menschen 
sagt: «Das Ich ohne Du ist kein Mensch». «Was nicht Mit­
menschlichkeit ist, ist Unmenschlichkeit». Der religiös-philo­
sophische P e r s o n a l i s m u s eines Ebner, Buber, Brunner hat 
immer schon die menschliche Existenz als Ich-Du-Existenz 
oder dialogische Existenz (in der Vertikalen als Ich-Du-Exi-

l) Vgl. «Orientierung» Nr. 19, 20 u. 22/1950, S. 201, 216 u. 239. 

stenz von Gott und Mensch, in der Horizontalen als Ich-Du-
Existenz von Mensch und Mitmensch) gesehen und beschrie­
ben. — Barth hat seinerseits das Ganze ausschliesslich und auf 
überzeugende Weise von Christus her begründet und auf­
gebaut. 

Man wird dankbar anerkennen, dass in diesem «existen­
tiellen» Menschenverständnis wesentliche Dinge des mensch­
lichen Daseins gesehen werden, die innerhalb der theologi­
schen Systematik nicht immer recht zur Geltung kamen, für die 
man aber auch in der katholischen Theologie und Moral von 
heute wieder hellsichtiger geworden ist (Guardini, Steinbüchel, 
Tillmann, Feuerer, Schmaus, Przywara, Rahner, Mouroux). Es 
ist eine richtige Einsicht, dass der Mensch ein of fenes Wesen 
ist. Faktisch wusste christliche Offenbarungsreligion und 
katholische Gnadenlehre immer, dass der konkrete, historische 
Mensch nicht ein geschlossener Wirklichkeitsblock oder eine 
aus sich selbst herausentwickelnde Gestalt ist, sondern dass 
er sein innerstes wahres Selbst nur in der Begegnung mit Gott 
findet. Der Mensch « w i r d » in dem Masse, als er erkennend 
und gehorchend und liebend das Du-Verhältnis zu Gott und 
zum Nächsten verwirklicht, wozu er geschaffen und erwählt 
ist. Sein wahres Selbst verwirklicht sich also nur in dem steten, 
«Ueber-sich-hinaus». Der Mensch «is t» folglich nicht schon" 
sein Wesen, sondern « w i r d » sein Wesen (J. Pieper). Dadurch 
aber, dass der Mensch nicht ein fertiges Wesen mit einem für 
allemal feststehenden Dasein ist, sondern sein Sein zu Gott 
hin in freier Entscheidung des Gehorsamwerdens je und je zu 
transzendieren hat, ist er wesentlich geschichtliches Sein. Ge­
schichtlich nun verstanden in dem qualitativen Sinn von Barth. 
Der Mensch muss in der Tat (im Unterschied zum Leben einer 
Pflanze oder eines Tieres, die ihre Entwicklungsstufen schon 
ganz in sich tragen, so dass ein Stadium organisch aus dem 
andern folgt und jede folgende Situation aus der vorhergehen­
den immer schon überschaut werden kann), in immer neuer 
Entscheidung, in «absoluter Situation», die aus keiner früheren 
ableitbar ist, erst entscheiden, was er wirklich ist, mit andern 
Worten, der Mensch ist jenes Selbst, das eine Schöpfung ist 
aus dem individuellen Ruf Gottes (der freien persönlichen Er­
wählung Gottes) und der freien Antwort des Menschen. Von 
dieser Schau her gesehen ist es richtig, dass der Mensch, so 
wie Gott ihn nun konkret historisch meint, nicht als Träger 
dieser und jener Eigenschaften und Begabungen schon der 
wirkliche Mensch ist, sondern erst in der Verwirklichung jener 
von Gott mit ihm inaugurierten Geschichte. — Diese Exi-
stentialität des menschlichen Daseins kommt eigentlich sehr 
schön in der Summa theologica des Thomas von Aquin zurrul 
Ausdruck, indem dort die humani tas in ihrer natürlich-über­
natürlichen Seinsverfassung u n d Verpflichtung, in ihrem Aus­
gang aus Gott u n d in ihrem personalen sittlichen Rückbezug 
zu Gott in der Mitte des theologischen Systems, zwischen 
Schöpfungs- und Erlösungslehre steht (Steinbüchel). 

Einer Gefahr, die konsequenterweise zur Auflösung alles 
«Wesens» in reine Existenz führen müsste, scheint Barth nicht 
ganz zu entgehen. Wenn der wirkliche Mensch nur noch Ge­
schichte ist, d. h. wenn alles Zuständliche nur noch als reine, 
sozusagen unwichtige Modalität betrachtet wird, wenn des 
Menschen Selbstkonstituierung allein in der je sich ereignenden 
Entscheidung geschieht, so fehlt die unentbehrliche Konti­
nuität und Ordnungseinheit der menschlichen Existenz, die 
nicht nur Akt, sondern auch Gestalt, nicht nur dynamis, son­
dern auch Wesen ist. Die actio des Menschen, auch die erst 
in der Gnade mögliche actio ist keine frei schwebende Funk­
tion, sondern Funktion eines Etwas und zwar eines sehr 
b e s t i m m t e n Etwas, eines Ich-selbst, das Täter ist, dessen 
Tat seinem Sein entspringt, die es darum verantworten muss, 
aber auch nur verantworten kann, weil es derselbe, mit sich 
seins- und wesenhaft identische Mensch ist. 

Barth gesteht denn auch heute — im Gegensatz zu seinem 
«Römerbrief», dass das, was der Mensch in seiner Naturbe­
schaffenheit ist und als was er in den Bund Gottes gerufen 
wird, ein «unverlierbares», «unangreifbares Kontinuum» (III, 
2, 58; 624) darstelle, dass also der Mensch derselbe bleibe in 
der Sünde und in der Gnade. Aber dieses kontinuierliche 




